D R U C K S A C H E N

DER BEZIRKSVERORDNETENVERSAMMLUNG

TEMPELHOF-SCHÖNEBERG VON BERLIN

-XVIII. Wahlperiode-
___________________________________________________________________________


A N T R A G

Fraktion der CDU

Taxikonto für Rollstuhlfahrer neu gestalten – mehr Anbieter, höhere Effizienz!

Die Bezirksverordnetenversammlung wolle beschließen:

Das  Bezirksamt wird ersucht, sich bei den zuständigen Stellen dafür einzusetzen

1. das  Taxikonto für Menschen mit Behinderungen (Rollstuhlfahrer) in ein „Mobilitätskonto“ zu überführen und den Kreis der Anbieter zu erweitern;

2. bei den zuständigen Stellen zu erfragen, ob es Pläne gibt, das gesamte System des Sonderfahrdienstes und des Taxikontos in ein unbürokratisches, den freien Anbieterwettbewerb  förderndes und effizienteres System zu überführen. 

Begründung:

Der vom Land Berlin eingerichtete Sonderfahrtdienst für Rollstuhlfahrer (Telebus) ist nachweislich nicht in der Lage, den ständigen Bedarf der 17.000 Berechtigten zu decken. Eine Vorbestellung muss schon 14 Tage vor der avisierten Fahrt erfolgen, ansonsten droht „Ausbuchung“. Eine telefonische Vorbestellung ist praktisch unmöglich, da die zentrale Rufnummer bei der WBT dauerhaft besetz ist. 

Auch das ergänzend hierzu bestehende Taxi-Konto, das auf besonders ausgerüstete Taxis zugeschnitten ist, vermag die fehlenden Kapazitäten für die Beförderung von Rollstuhlfahrern nicht auszugleichen. Das Taxikonto ermöglicht es denjenigen Berechtigten, die sich aus dem Rollstuhl umsetzen können, bei einer Eigenbeteiligung in Höhe von monatlich 40,- EUR Taxis für maximal 150,- EUR im Monat in Anspruch zu nehmen. Die Beschränkung dieses Angebotes auf Taxis schließt jedoch zahlreiche Rollstuhlfahrer von dieser Leistung aus. Die Berliner Taxibetriebe haben es nämlich nicht wie erhofft geschafft, ihre Kapazitäten mit solchen Fahrzeugen auszurüsten, die geeignet wären, E-Rollstuhlfahrer  und Benutzer von Großrollstühlen zu befördern. „Treppenhilfe“ wird von Taxifahrern wegen des Haftungsrisikos grundsätzlich nicht geleistet. 

Demgegenüber gibt es in Berlin zahlreiche Organisationen und Fahrbetriebe, die angemessen ausgerüstet sind, um die genannten Rollstuhlfahrergruppen und bei Bedarf mit zusätzlicher Hilfe schnell und zuverlässig zu befördern.  Für die berechtigten Rollstuhlfahrer würde die Erweiterung des Anbieterkreises eine wesentliche Verbesserung ihrer Lebensqualität bedeuten. Sie könnten hierdurch ihre individuellen Mobilitätsbedürfnisse selber steuern und den Fahrdienst ihres Vertrauens in Anspruch nehmen (Wahlfreiheit!).   

Zu hinterfragen ist schließlich, ob das bestehende,  von Bürokratie und Ineffizienzen gekennzeichnete und darüber hinaus hochsubventionierte System des Behindertenfahrdienstes überhaupt noch zukunftstauglich ist. Zu prüfen wäre, ob eine freie, den Anbieter- und Preiswettbewerb fördernde Neustrukturierung des Behindertenfahrdienstes am Ende nicht besser geeignet wäre, um den Bedürfnissen von Rollstuhlfahrern gerecht zu werden.  

Berlin, den 20.08.2007

Ralf Olschewski






Guido Pschollkowski


und die übrigen Mitglieder der Fraktion der CDU
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